Deutscher Bundest^ 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1761 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 106. Sitzung des Deutsdien Bundestages 
am 19. Oktober 1955 


1. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesminister für Wohnungs- 
Kahn- Ackermann bau ein Urteil des Vervvaltungsgerichts München 
bekannt, nach dem die Wohnungsbewirt- 
schaftung als so durchlöchert angesehen wird, 
daß einem Vermieter nicht mehr zugemutet 
werden könne, die vom Wohnungsamt un- 
terbreiteten Bewerber zu wählen, und daß 
Zwangseliweisungen unzulässig seien? 

Was gedenkt das Bundeswohnungsbauministe- 
rium zu tun um nach diesem Urteil den Behör- 
den noch eine Handhabe dafür zu geben, daß 
kinderreichen Familien Wohnungen beschafft 
w^erden können? 

Mit welchen Maßnahmen gedenkt die Bun- 
desregierung den Fremdenverkehr aus dem 
Auslariiie (Übersee und europäischen Län- 
dern) und aus dem Inlande nach Berlin an- 
zuregen und zu fördern, um das Wirtschafts- 
leben von Berlin, insbesondere seine Gastro- 
nomie, seine Hotellerie und seinen Einzel- 
handel stärken zu helfen? 

Ist die Bundesregierung im besonderen Be- 
nehmen mit der Deutschen Zentrale für 
Fremdenverkehr, Frankfurt (Main), bereit, 
durch Fühlungnahme mit dem Deutsdien 
Industrie- und Flandelstag (Bonn), dem Bun- 
desverband der Deutschen Industrie (Köln), 
dem Zentralverband des Deutschen Fland- 
werks (Bonn), dem Deutschen Gewerkschafts- 
bund (Düsseldorf) und auch mit den kom- 
munalen Spitzenverbänden darauf hinzuwir- 
ken, daß großen und mittleren Körperschaf- 
ten und Verbandsorganisationen empfohlen 
werden möchte, mehr und planmäßiger als 
bisher ihre Plenar- Versammlungen und auch 
ihre Ausschuß^Sitzungen von Zeit zu Zeit 
in Berlin abzuhalten? 


2. Abgeordneter 
Dr. Lciske 
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3. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


4. Abgeordneter 

Hübner 


5. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 


6. Abgeordnete 

Frau Nadig 


Ist es richtig, daß die zum Straßentransport 
von Eisenbahngüterwagen und anderen 
Schwergütern verwendeten sogenannten Ku- 
lemeyer-Wagen der Deutschen Bundesbahn 
von dieser in eigener Zuständigkeit ohne 
Mitwirkung der Straßenverkehrsbehörden 
zugelassen werden, obgleich die Kulemeyer- 
Wagen, insbesondere bei Zusammenkoppe- 
lung mehrerer Einheiten, die in der Stra- 
ßen- V erkehrs-Zulassungsordnung erlaubten 
Höchstmaße weit überschreiten und die Flüs- 
sigkeit des Straßenverkehrs stark beein- 
trächtigen? 


Ist damit zu rechnen, daß die ehemaligen 
Kasernenbauten in Darmstadt, in denen zur 
Zeit das Posttechnische Zentralamt und das 
Fernmeldetechnische Zentralamt unterge- 
bracht sind, wieder ihrem ursprünglichen 
Zweck für die kommenden deutschen Streit- 
kräftc zugeführt werden? 

Hat der Herr Bundespostminister für diesen Fall 
die Rückführung beider Ämter in das in Ber- 
lin-Tempelhof hierfür noch vorhandene Ge- 
bäude, in dem beide Dienststellen bis zum 
Zusammenbruch untergebracht waren, vor- 
gesehen? 

Wie viele Verstöße gegen gesetzliche und 
tarifrechtliche Bestimmungen hat die Bun- 
desanstalt für den Güterkraftverkehr bis 
jetzt festgestellt? 

Wie viele dieser Verstöße und Zuwiderhand- 
lungen wurden den zuständigen Behörden 
der Länder mit dem Ersuchen um Anwen- 
dung der Straf- und Bußvorschriften des 
Güterkraftverkehrsgesetzes zugeleitet? 

In wie vielen Fällen ist tatsächlich eine Geld- 
buße ausgesprochen worden? 


Wie ist der Alkoholausschank in den Gast- 
stätten an der Autobahn mit dem Gesetz zur 
Sicherung des Straßenverkehrs zu verein- 
baren? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu veran- 
lassen, damit den Gaststätten an der Autobahn 
mit Rücksicht auf die Verkehrssicherheit die 
Alkoholkonzession entzogen wird? 
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7. Abgeordneter Wie ist die Erklärung des Herrn Bundes- 

Dr, Menzel kanzlers vor den Bundestagswahlen 1953 in 

der Hamburger Ernst-Merck-Halle vom 21. 
April 1953, daß die vom Präsidenten Elsen- 
hower am Tage der Abreise des Kanzlers aus 
den USA mitgeteilte Beendigung de^ Be- 
sdilagnahmc Verfahrens gegenüber deutschem 
Eigentum eine Rettung deutschen Auslands- 
vermögens von mindestens 100 Mio Dollar 
bedeute, vereinbar mit der jetzigen Verlaut- 
barung aus Washington, daß aus der Ver- 
wertung von in den Vereinigten Staaten 
immer noch beschlagnahmten deutschen Ver- 
mögen auch im 1. Halbjahr 1955 ein Erlös 
von 11 Mio Dollar erzielt werden konnte? 


8. Abgeordneter Wie hoch war das gesamte Vermögen der so- 
Dr. Schellenberg zialen Rentenversicherung am 31. Dezember 

1954 — gegliedert nach Hauptpositionen der 
Vermögensanlagcn und des Barvermögens 
der einzelnen Sparten — , und mit welchem 
Vermögenszuwachs wird etwa für das Jahr 

1955 gerechnet? 


9. Abgeordneter Wie erklärt es sich, daß nach der versiche- 
Dr. Schellenberg rungstechnischen Bilanz der Rentenversiche- 
rung am 31. Dezember 1953 Erstattungsan- 
sprüche der Rentenversicherungsträger nach 
§ 90 des Bundesversorgungsgesetzes in einer 
Höhe von über 940 Mio DM noch nicht er- 
füllt waren, und was ist zur Verwirklichung 
dieser Ansprüche unternommen worden? 


10. Abgeordneter Sind Erwägungen von der Bundesregierung 

Meyer angestellt worden, die Menschenschlangen an 

(Wanne-Eidcel) den Postämtern an Rentenzahltagen zu ver- 
kleinern? 

Ist daran gedacht, wenigstens den über 70 
Jahre alten Sozialrentnern und in stärkerem 
Maße als bisher den Körperbehinderten die 
Rente durch den Postboten ins Haus bringen 
zu lassen, wie es in den Jahren von 1933 bis 
1945 üblich war und heute in der sowjetisch 
besetzten Zone geschieht? 

Ist erwogen worden, ähnlidi wie bei einem 
Teil der Kindergeldzahlungen durch die Fa- 
milienausgleichskassen Zahlungsbescheide aus- 
zugeben und so die Sparkassen zur Auszah- 
lung der Sozialrenten mit heranzuziehen? 
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11. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 

Ritzel Maßnahmen zu ergreifen, um statt der ver- 

wirrenden und irreführenden Vielfalt der zur 
Zeit gebräuchlichen Richtungszeichen an 
Kraftfahrzeugen eine einheitliche und ein- 
wandfreie Regelung herbeizuführen? 

12. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Finanzverwaltung es 

Dr. Bücher in einigen Fällen mit Billigung des Bundes- 

finanzministers ablehnt, Urteile des Steuer- 
gerichts, auch des Bundesfinanzhofes und des 
früheren Obersten Finanzgerichtshofes, an- 
zuwenden? 

13. Abgeordneter Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 

Stingl geben, wann mit einer angemessenen Um- 

stellung und Auszahlung der infolge der Spal- 
tung der Stadt Berlin im Ostsektor einge- 
frorenen Postscheck- und Bankguthaben ge- 
rechnet werden kann? 

14. Abgeordneter Weshalb vertritt der Herr Bundesarbeitsmi- 

Stingl nister in Übereinstimmung mit der Bundes- 

anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversidierung die Auffassung, daß bei 
Arbeitnehmern, die bisher im Ostsektor oder 
in der Sowjetzone gearbeitet haben, wenn sie 
unter 750 DM Ost verdient haben, eine 
Überprüfung der Verdiensthöhe notwendig 
sei, während eine solche Überprüfung bei 
einem Verdienst von über 750 DM Ost nidit 
stattfindet? 

Läßt sich die Auffassung rechtfertigen, daß 
bei 750 DM Ost Einkommen keine „Über- 
^ Höhungen” Vorkommen? 

15. Abgeordneter Welche Überlegungen stellt die Bundesregie- 

Stingl rung dazu an, daß bei der Spaltung der Stadt 

Berlin in mehreren Fällen von westlichen 
Persönlichkeiten der Rat gegeben wurde, 
Arbeitsplätze im Osten nicht zu verlassen, 
sondern auszuhalten, daß in der Folgezeit 
Arbeitnehmer, die daraufhin im Osten tätig 
blieben, entlassen worden sind und nun ein 
Teil von ihnen entweder gar keinen oder 
nur einen geringer bezahlten Arbeitsplatz 
erhalten kann? 

Ist daran gedacht, die daraus entstehenden 
Nachteile (z. B. bei der Rentenversicherung) 
auszugleichen? 
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16. Abgeordneter 

Freidhof 


17. Abgeordnete 

Frau Dr. Dr. 
h. c. Lüders 

18. Abgeordnete 

Frau Dr. Dr. 
h. c. Lüders 


19. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Maxsein 


20. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Maxsein 


21. Abgeordneter 

Amholz 


Wann ist mit der Vorlage der Denkschrift 
der Bundesregierung über die Behebung der 
Not in den Zonenrandgebieten zu rechnen, 
die Herr Bundesminister Kraft nach seinen An- 
gaben vom 7. Juni 1954 in Kassel im Auf- 
träge des Herrn Bundeskanzlers anfertigen 
sollte? 

Wann gedenkt die Bundesregierung einen Ge- 
setzentwurf über die Erweiterung des Jugend- 
arbeitsschutzes vorzulegen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 
der großen Zahl schwerer und schwerster an 
Kindern und Jugendlichen verübten Verbre- 
chen — wie schwerer Mißhandlung und Sitt- 
lichkeitsverbrechen zum Teil mit Todesaus- 
gang — vor der allgemeinen Strafrechtsreform 
dem Bundestag einen Vorschlag für die Ver- 
schärfung des Strafmaßes für solche Delikte 
vorzulegen? 

Stimmt es, daß mit Änderungen des Bundes- 
notaufnahmegesetzes zu rechnen ist? 

ln welcher Richtung sollen sich diese Ände- 
rungen bewegen, und zu welchem Zeitpunkt 
kann man mit der Vorlage einer Novelle 
redinen? 

Wie viele Antragsteller haben einen Antrag 
auf Gewährung einer Beihilfe aus dem 10- 
Millionen-Fonds gestellt? Auf welche Länder 
verteilen sich die Antragsteller? Wie hoch 
stellen sich die Gesamthaftmonate? 

Werden die bereitgestellten Mittel ausreichen, 
um den Bedarf zu decken, wenn der gleiche 
Satz zugrunde gelegt wird, den die Kriegsge- 
fangenen für die ersten beiden Gefangen- 
schaftsjahre erhalten? 

Worauf führt die Bundesregierung es zurück, 
daß die Betrügereien und Lebensmittelfäl- 
schungen durch Beimischung von ausländi- 
scher Butter minderen Wertes zu „Deutscher 
Markenbutter“, die als solche trotz der Ver- 
fälschung und Wertminderung ohne Preisab- 
sdilag verkauft wurde, überwiegend durch 
die Kriminalpolizei aufgedeckt wurden und 
nicht durch die besonderen, für die Über- 
wadiung des Buttermarktes zuständigen Stel- 
len? 
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Welche Schritte hat die Bundesregierung 
getan oder gedenkt sie zu unternehmen, um 
ein einwandfreies Funktionieren der Über- 
wachimgsstellen herbeizuführen und die Ver- 
braucher in Zukunft vor ähnlichen Betrüge- 
reien und Fälschungen von Molkereicrzeug- 
nissen zu schützen? 

22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Lo- 
Arnholz kalen Tiere (z. B. Affen, Goldhamster, Meer- 

schweinchen oder Vögel) ausgestellt werden, 
und hält sie diese Art von Werbung, gegen 
die sich der bekannte Direktor des Frank- 
furter Zoologischen Gartens Dr. Grzimek, der 
Frankfurter Polizeipräsident Dr. Littmann u. 
a. teilweise scharf ausgesprochen haben, für 
tragbar mit Rücksicht darauf, daß dadurch die 
Tiere stellenweise in für sie schädlicher Um- 
gebung, wie es vor einiger Zeit in der Bild- 
zeitung dargestellt wurde, gehalten werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hin- 
zuwirken, daß alsbald alle Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, diese Art von Tier- 
quälerei zu verhindern, und welche Schritte 
werden gegebenenfalls unternommen werden? 

Treffen die Pressenachrichten zu, die besagen, 
daß kürzlich ein britisches Flugzeug im An- 
flug von See her den Strand von Wenning- 
stedt auf Sylt beschossen hat, und daß 12 Ge- 
schosse etwa 100 m neben einer Gruppe von 
Hamburger Oberschülern einschlugen? 

Hat die Bundesregierung — falls die Nachrichten 
sich als zutreffend erwiesen haben — nach- 
haltige Bestrafung der unerhörten Fahrlässig- 
keit verlangt und gefordert, daß solche 
„Übungen“ über deutschem Hoheitsgebiet 
unterbleiben? 

24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß 
Dr. Arndt der Staat ganz allgemein ein berechtigtes 

Interesse hat, die politische Zugehörigkeit 
seiner Beamten zu kennen, um die zweck- 
mäßigste Verwendung seiner Beamten er- 
reichen zu können? 

Ist die Bundesregierung ferner der Meinung, 
daß trotz Artikel 9 und Artikel 33 des 
Grundgesetzes die Beamten und anderen Ver- 
waltungsangehörigen verpflichtet sind, durch 
Ausfüllung von Fragebogen ihrer Dienstbe- ^ 
hörde zu offenbaren, ob und welcher demo- 


23. Abgeordneter 
Amholz 


6 



kratischen Partei sie angehören sowie in wel- 
chem Zeitraum sie Mitglied einer demokra- 
tischen Partei waren und welche Funktionen 
sie innerhalb einer verfassungstreuen demo- 
kratischen Partei wahrgenommen haben oder 
noch wahrnehmen? 

25. Abgeordneter Warum ist in der Bundesrepublik die Vor- 
Dr. Dr. Wenzel Führung des Filmes „Die Kinder von Hiro- 
shima“ verboten, und wie ist ein solches Ver- 
bot mit den Bestimmungen des Grundge- 
setzes zu vereinbaren? 

26. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 

Ritzel daß nach den Bestimmungen der Postspar- 

kassenordnung Guthaben von mehr als 
200 DM nur nach vorheriger Kündigung mit 
einer Kündigungsfrist von drei Monaten zu- 
rückbezahit werden? 

Ist dem Herrn Bundespostminlstcr bekannt, 
daß Postsparer ihre vor Ablauf der Kündi- 
gungsfrist zurückverlangten eigenen Gutha- 
ben mit einem Zinssatz verzinsen müssen, 
der 1 ®/o über dem Zinssatz für Anlagen liegt? 

Sind dem Herrn Bundespostminister die übri- 
gen unzeitgemäßen und bürokratischen Be- 
stimmungen der Postsparkassenordnung be- 
kannt, und ist er bereit, gegebenenfalls unter 
Heranziehung modern eingestellter Spar- 
kassen- oder Bankfachleute, ihre Bestimmun- 
gen einer Überprüfung zu unterziehen? 

27- Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 

Josten zu ergreifen, damit die Rheinschiffahrt die 

gleichen Rechte bezüglich der Zollkontrolle 
eingeräumt bekommt wie die Schiffahrt im 
Seeverkehr? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um das stundenlange Warten der Rhein- 
schiffe an der holländischen Grenze zu be- 
seitigen? 

28. Abgeordneter Welche Gesamtkosten werden voraussichtlich 
Hübner dem Wohnungsbau durch den stark umstrit- 

tenen, jedoch vom Herrn Bundespostminister 
lebhaft geförderten Einbau von Hausbriefkä- 
sten einschließlich Signalanlage entstehen, 
wenn die Forderungen des Herrn Bundespost- 
ministers erfüllt werden? 

Wie hoch werden die Einsparungen geschätzt, 
die der Bundespost hierdurch zugute kommen 
werden? 


7 



29. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


30. Abgeordneter 

Dr, Mommer 


31. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


32. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


33. Abgeordneter 

Dr. Leiske 


Beabsichtigt die Bundespost die Kosten für 
diese der Verbilligung des Postbetriebes die- 
nenden Anlagen zu übernehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dem 
Übereinkommen vom Februar dieses Jahres 
zwischen Belgien und den Niederlanden über 
die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges für 
anerkannte Flüchtlinge anzuschließen und 
sich im Europarat für die weitere Ausdeh- 
nung dieses Abkommens einzusetzen? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, die 
Verwaltungsvorschriften für die Zollkontrolle 
an der Grenze so zu ändern, daß der Inhalt 
des normalen Benzintanks aller in das Bun- 
desgebiet einfahrenden Kraftfahrzeuge keiner 
Nachmessung und keinen Abgaben unter- 
liegt? 

Hält der Herr Bundesverkehrsministcr es für 
tragbar, daß auf Steigungsstrecken unserer Stra- 
ßen häufig Lastwagen nur Schritt fahren kön- 
nen und den gesamten Verkehr behindern? 

Hält die Bundesregierung es für zulässig, daß 
ein Gericht — unter Hinweis auf die Straf- 
androhung des § 353 c StGB — einen An- 
geschuldigten verpflichtet, den Inhalt der An- 
klagesdirift geheimzuhalten und außer dem 
Verteidiger keinem Dritten Kenntnis von 
der Anklageschrift zu gewähren? 

Auf welche gesetzliche Vorschrift gründet 
sich ein solches Vorgehen des Gerichts? 

Ist ein Gericht zu der Ankündigung befugt, 
nach Abschluß des Verfahrens die Anklage- 
schrift einzuziehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, ohne Verzug 
zur Minderung der Unfallgefahr und zur 
Verbesserung des Verkehrsflusses auf den 
Bundesautobahnen — namentlich auf bergi- 
gen und verkehrsreichen Abschnitten wie z. B. 
zwischen Ulm und Karlsruhe und zwischen 
Frankfurt und Bonn — Überholverbote für 
Lastzüge an besonderen Steigungen und Ge- 
fällen zu erlassen, wie das neuerdings von 
der Arbeitsgemeinschaft Güterfernverkehr im 
Bundesgebiet eV, Frankfurt (Main), aus eige- 
ner Mitverantwortung vorgeschlagen wird? 
Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, auf 
die beteiligten Landespolizeibehörden einzu- 
wirken, um eine durchgreifende Überwa- 


8 



diung solcher künftigen Überholverbote 
sicherzustellen? 

34. Abgeordneter Hat das Bundesfinanzministerium in Über- 

Meyer einstimmung mit den Ländern die Zusage in 

(Wanne-Eickel) der Fragestunde der 68. Sitzung vom 23. Fe- 
bruar 1955 betreffend steuerfreie Betrage für 
die Silikoseerkrankten auf das Steuerjahr 
1956 erweitert, damit diese Freibeträge auf 
die neue Steuerkarte eingetragen werden 
können? 

Ist daran gedacht, zu Abschnitt 40 der Lohn- 
steuerrichtlinien vom August 1955 in bezug 
auf die Gruppe 17 (Pauschbetrag für körper- 
beschädigte Arbeitnehmer) Ausführungsbe- 
stimmungen zu erlassen, damit in klarer 
Form erkennbar ist, daß die „Bescheinigun- 
gen des Gesundheitsamtes oder der sonst zu- 
ständigen Behörde" auch für die Berufser- 
krankten, insbesondere die silikoseerkrank- 
ten Bergleute, gilt? 

35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Vorarbei- 

Höcherl ten für eine Reform des Genosscnschafts- 

rcchts so zu besdileunigen, daß der vom Bun- 
destag in seiner Entschließung vom 19. Juni 
1954 gesetzte Termin, der 30. Juni 1956, 
unter allen Umständen eingehalten werden 
kann? 

36. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, um die 

Ohlig Errichtung eines Übungsschießplatzes für 

englische Düsenjäger im Wattenmeer der 
Nordsecküste des Kreises Wesermarsch, 
Land Niedersachsen, zu verhindern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um die Sicherheit der Bevölkerung zu garan- 
tieren und Beschädigungen an den Deichen 
sowie andere Schäden aller Art zu verhindern? 

37. Abgeordneter Welche Maßnahmen werden von der Bun- 

Dr. Arndt desbahn getroffen werden, um im Kraftver- 

kehr am Zonenrand zwischen dem Raume 
Herleshausen bzw. Obersuhl und Heringen 
(Werra) — Kalizeche Wintershall — sicher- 
zustellen, daß 

a) soviel Omnibusse eingesetzt werden, daß 
die Belegschaft des Kalibergwerkes bei der 
Hin- und Rückfahrt eine ausreichende 
Zahl von Sitzplätzen zur Verfügung hat, 

b) alle drei Schichten des Kalibergwerkes in 
Heringen bedient werden, 
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c) durch Trennung des Berufsverkehrs vom 
Linienverkehr sowie des Straßenverkehrs 
vom Schienenverkehr die Warte- und 
Fahrzeiten auf ein Mindestmaß verkürzt 
werden? 

38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Maier (Freiburg) Electricite de France den Bau eines Kraft- 
werkes am Rheinseitenkanal wieder aufge- 
nommen hat, trotzdem in der vom Herrn 
Bundeskanzler mit dem ehemaligen franzö- 
sischen Ministerpräsidenten Mendes-France 
getroffenen Abmachung vereinbart worden 
war, den Kanalbau so lange zu stoppen, bis 
in der Frage des Moselkanalprojekts eine 
Einigung zustandegekommen ist? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um den vertraglichen Abmachungen Geltung 
zu verschaffen? 

Ist für die unterbrodienen Rheinseitenkanal- 
Verhandlungen ein Termin zur Fortführung 
dieser Verhandlungen auf Regierungsebene 
in Aussicht genommen? 

Ist es richtig, daß der Präsident des Verwal- 
tungsrates der Electricite de France die zu- 
ständigen Kommissionen der Nationalver- 
sammlung und des Rates der Republik zur 
Besichtigung der neuen Baustelle eingeladen 
hat, um an der Baustelle „Vogelgrün“ die 
Weiterführung der Bauarbeiten feierlich zu 
verkünden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung beim Ent- 
wurf des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1956 den Betrag für eine erste 
Baurate für das Kanalkreuzungs-Projekt bei 
Rendsburg im Zuge der Bundesstraße 77 
einzu werben? 

40. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Czaja rung, um die wohnraummäßige Unterbrin- 

gung von deutsdicn Volkszugehörigen sicher- 
zustcllen, die — nach jahrelanger Zurückhal- 
tung unter teilweise sehr schwierigen Be- 
dingungen — in letzter Zeit oder erst jetzt 
aus Polen, Jugoslawien, der Tschechoslowakei 
und anderen Staaten in kleinen Gruppen 
oder einzeln in die Bundesrepublik ausge- 
siedelt werden und sich in Durdigangslagern 
befinden? 

Bonn, den 11. Oktober 1955 


39. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 
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